
Österreich soll ein sicherer und sta-
biler Staat bleiben, in dem man in
Wohlstand leben kann. Das ist

die Kernbotschaft im Bericht des „Mi-
grationsrats für Österreich“. Der Vor-
sitzende des Migrationsrats, Prof. Paul
Lendvai, übergab den Bericht am 7.
Dezember 2016 in Wien an Innenmi-
nister Mag. Wolfgang Sobotka. 

Die Expertinnen und Experten des
Migrationsrats betrachteten in zehn Ar-
beitsfeldern im Zusammenhang mit
Migration die wichtigsten staatlichen
und gesellschaftlichen Systeme und
Funktionen und zeigten Chancen und
Risiken auf. Auch wenn die Interessen
Österreichs im Mittelpunkt österrei-
chischer Migrationspolitik zu stehen
hätten, so habe Österreich unter Be-
rücksichtigung seiner globalen Verant-
wortung auch im Hinblick auf die Her-
kunftsregionen zu handeln, heißt es im

Bericht, der zwei Hauptziele verfolgt:
Die Zusammenhänge im Bereich der
Migration sichtbar zu machen und auf-
zuzeigen, dass es in diesem komplexen
Politikfeld keine einfachen und raschen
Antworten gibt. Die Maßnahme in ei-
nem System kann Auswirkungen in ei-
nem anderen System des Staates ha-
ben. Mit dem Bericht soll in einer oft
politisierten Debatte ein Beitrag zur
Sachlichkeit geleistet werden. „Im
Zentrum unserer Überlegungen stand
die langfristige Aufrechterhaltung des
sozialen Friedens. Dieser ist in Öster-
reich vor allem durch funktionierende
Kooperationssysteme abgesichert. So
ist es wichtig, dass beispielsweise der
Arbeitsmarkt, das Sozialsystem, das
Gesundheitswesen und die Demografie
in Balance bleiben. Alle diese Bereiche
werden durch Migration beeinflusst
und für all diese Bereiche bestehen da-

durch Chancen und Risiken“, betont
Mag. Peter Webinger, Sektionsleiter-
Stellvertreter und Leiter der Gruppe
III/B (Asyl, Migration und Menschen-
rechte) im Bundesministerium für In-
neres.

Die Kernaussagen des Migrations-
berichts:
• Um in Österreich den sozialen Frie-
den langfristig aufrechtzuerhalten, ist
es Grundvoraussetzung, dass staatliche
und gesellschaftliche Systeme wie Bil-
dung, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Ge-
sundheit oder öffentliche Sicherheit in
Balance bleiben. 
• Der gesamtstaatliche Charakter der
Migrations- und Asylpolitik erfordert
die Zusammenarbeit aller relevanten
staatlichen und zivilgesellschaftlichen
Akteure. 
• Die Wirtschaft benötigt gezielte und
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Übergabe des Berichts des Migrationsrats für Österreich am 7. Dezember 2016 in Wien: Paul Lendvai, Innenminister Wolfgang
Sobotka, Mitglieder des „Migrationsrats für Österreich“.

Migration verstehen und steuern 
Expertinnen und Experten des „Migrationsrats für Österreich“ verfassten einen Bericht über 

Möglichkeiten, Chancen und Risiken im Bereich Migration. 



gesteuerte Zuwanderung von qualifi-
zierten, erwerbstätigen Menschen. 
• Auch wenn die Gesellschaft demo-
graphisch altert, soll Migration nicht
den gesamten Arbeitskräfterückgang
ausgleichen. Ein verringertes Arbeits-
kräfteangebot wird auch durch Innova-
tion und Produktivität abgefedert.
• Einführung einer „Werteorientierung
vor Zuzug“.
• Migrationspolitische Leitlinien für
Österreich und Europa benötigen den
Rückhalt in der Bevölkerung. Akzep-
tanz ist in einer Demokratie unerläss-
lich.
• Österreich soll sich für die Eindäm-
mung von Asymmetrien im Bildungs-,
Sozial- und Gesundheitsbereich inner-
halb der EU einsetzen.
• Auf nationaler und europäischer Ebe-
ne: Vereinfachung, Rechtsbereinigung
und Systematisierung des Fremden-
rechts durch Einführung eines EU-Mi-
grationskodex und eines österrei-
chischen Migrationsgesetzbuchs.
• Offene Binnengrenzen benötigen ge-
sicherte Außengrenzen: Supranationa-
lisierung des Außengrenzschutzes
durch eine unmittelbare EU-Grenzsi-
cherung.

• Ein neues europäisches Schutzsystem
sollte besonders Schutzbedürftigen le-
gale Einreisemöglichkeiten bieten,
wahrgenommen durch mobile Behör-
den am Rande der Konfliktregionen.
• Planbare Zuwanderung ist langfristig
bewältigbar, erhöht die Treffsicherheit
von Schutzsystemen und generiert ein
höheres Maß an Akzeptanz in der Be-
völkerung.
• Der gesellschaftliche Beitrag von
Asylwerbern und -berechtigten (ehren-
amtliche Tätigkeit) ist zu fördern. 
• Österreichs Investitionen in Bildung
und Ausbildung ausländischer Studie-

render in Österreich sollen sich – auch
für Österreich – langfristig rechnen.
Dieses Potenzial gilt es zu nutzen.
• Eine effektive, glaubwürdige Asylpo-
litik braucht ein neues europäisches/
multilaterales Rückführungssystem.
Personen ohne Schutzbedarf sind rasch
in die jeweilige Herkunftsregion oder
in geschützte Einrichtungen rückzu-
überstellen. Es gilt, die dazu notwendi-
ge Kooperation der Herkunftsstaaten
durch gesamtstaatliche und europä -
ische Initiativen zu erhöhen. 

Der Bericht des Migrationsrats ist
eine Grundlage für die Weiterentwick-
lung der gesamtstaatlichen Migrations-
strategie, wie sie im aktuellen Arbeits-
programm der Bundesregierung vorge-
sehen ist. Beabsichtigt ist eine breite
Mitwirkung sämtlicher Entscheidungs-
träger im Bereich der Migration (Insti-
tutionen auf allen Gebietskörper-
schaftsebenen, Sozialpartner, Zivilge-
sellschaft).

Der „Migrationsrat für Österreich“
wurde im April 2014 beim Bundesmi-
nisterium für Inneres als weisungsfrei-
es und unabhängiges Gremium einge-
richtet. FO
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Mitglieder des „Migrationsrats für
Österreich“: Univ.-Prof. Walter
Schrammel und Diana Medanova 
(Arbeitsfeld Arbeit und Soziales).


